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Die AfD Thüringen plant, im August ein Volksbegehren zu starten, um die Corona-Politik der 
Landesregierung zu korrigieren. Wiebke Muhsal, Stadträtin aus Jena, im ZUERST!-Gespräch. 





Frau Muhsal, der AfD-Landesverband Thüringen plant, im August ein Volksbe- 
gehren auf den Weg zu bringen. Ziel ist es, einen Gesetzgebungsprozeß anzu- 
stoßen, an dessen Ende eine wissenschaftliche und faktenbasierte Corona-Po- 
litik in Ihrem Bundesland möglich werden soll. Was sind die Beweggründe der 
AfD für diese Initiative? 


Muhsal: Im vergangenen Jahr haben Bundes- und Landesregierungen in vor- 
her unvorstellbarem Ausmaß die Geltung von Grundrechten außer Kraft ge- 
setzt. Wir wollen nicht tatenlos zusehen, wie Schulen geschlossen, Kinder und 
Erwachsene mit Kontaktbeschränkungen, Test- und Maskenpflicht belegt so- 
wie Unternehmen in den Ruin getrieben werden. Mit unserem Volksbegehren 
wollen wir ein Zeichen für Freiheit und Rechtsstaat setzen. 


Wie ist die Stimmung bei den Thüringern auf der Straße, wie stehen die 
Chancen für das Volksbegehren? 


Muhsal: Die Stimmung „auf der Straße“ wahrzunehmen, ist schon allein durch 
die massiven Beschränkungen der letzten Monate schwer: Wenn Menschen 
sich nur sehr begrenzt mit Freunden und Familie treffen dürfen, das Stadt- 
und Dorfleben stilliegt, wenn darüber hinaus die Versammlungsfreiheit ext- 
rem eingeschränkt wird, dann ist das schon ein schwerer Schlag für die de- 
mokratische Willensbildung. Ich denke aber, daß viele Menschen die Nase voll 
von dieser Gängelung haben und unser Volksbegehren dementsprechend viel 
Zuspruch finden wird. Voraussichtlich Anfang August fangen wir an, Unter- 
schriften zu sammeln. Jeder, der ein Zeichen für die Freiheit setzen möchte, 
kann unterschreiben, unabhängig von jeder Parteizugehörigkeit. 


Abonniere jetzt: 
>> Die starke Stimme für deutsche Interessen << 


Gehen wir in die Tiefe. Im Mittelpunkt steht die Fehleranfälligkeit von PCR- 
Tests, insbesondere vor dem Hintergrund der fehlenden Festlegung auf einen 
maximalen Ct-Wert. Dadurch werden oftmals völlig gesunde Personen als Co- 
vid-19-positiv getestet. Was läuft hier schief? 


Muhsal: 





. Momentan gibt es da keinen einheitlichen Standard, 
so daß jedes Labor seinen eigenen Standard anlegen kann. Und das wollen 


wir unbedingt korrigieren. 
Dies alles legt die Vermutung nahe, 





Sie sind Juristin. Wie bewerten Sie dies aus rechtlicher, aber auch aus politi- 
scher Sicht? 


Muhsal: Ich glaube, vor allem sehe ich das als Mutter meiner fünf Kinder: 

Was Kinder, Jugendliche, aber auch Eltern im letzten Jahr aufgrund von Inzi- 
denzen mitmachen mußten, ohne daß die Testergebnisse fehlerfrei oder gar 
mit ärztlichen Diagnosen unterlegt waren, das ist einfach unverschämt. 





Solange die sogenannte „Bundesnotbremse" nicht greift, liegt es in der Ver- 
antwortung der jeweiligen Landesregierungen, Arbeitsanweisungen für die 


testenden Labore vorzugeben. An diesem Punkt setzt Ihr Volksbegehren an... 


Muhsal: Genau. Wir müssen damit rechnen, daß die nach derzeitigem Stan- 
dard gemessenen Inzidenzwerte vom Herbst an wieder ansteigen. Ein erneu- 
ter Lockdown läßt sich durch ein vereinheitlichtes und korrigiertes Meßverfah- 
ren gegebenenfalls verhindern, weil die Werte idealerweise nur die tatsächlich 
erkrankten und ansteckungsfähigen Personen anzeigen und nicht noch weite- 
re. 


Etablierte Virologen, Politiker und Pressevertreter warnen schon vor einer 
„Vierten Corona-Welle" im Herbst dieses Jahres. Liegt hier einer der Beweg- 
gründe für die Initiative Ihres AfD-Landesverbandes? 


Muhsal: Nicht nur das — 
Wenn wir nicht aufpas- 


sen, sind wir ganz schnell nicht mehr Grundrechtsträger, sondern Bittsteller 
von Kanzlers Gnaden, und das müssen wir unbedingt verhindern. Wer in der 
Demokratie schläft, wacht in der Diktatur auf. Kämpfen wir jetzt dafür, daß 
unsere Demokratie mit all ihren Rechten und Freiheiten wieder verwirklicht 
wird! 

Frau Muhsal, vielen Dank für das Gespräch. 


Foto: Wiebke Muhsal/AfD 


Dieses exklusive Interview ist in der druckfrisch erschienenen, aktu- 
ellen Ausgabe des Deutschen Nachrichtenmagazins ZUERST! enthal- 
ten. Werden Sie jetzt Leser der Druckausgabe von ZUERST! 


Berlin. Auch wenn sich Bundesinnenminister Seehofer bei der Vor- 

stellung des aktuellen Verfassungsschutzberichts für das Jahr 2020 
bemühte, „Rechtsextremismus"“ und „Antisemitismus“ als die größ- 
ten Bedrohungen für den inneren Frieden in Deutschland hinzustel- 


len, 
Sowohl 







Abonniere jetzt: 
>> Die starke Stimme für deutsche Interessen << 


Die Entwicklung beim Linksextremismus bezeichnete Seehofer als „besorgni- 
serregend“. Die Gewalttaten in diesem Bereich hätten im Vergleich zu 2019 


um 34,3 Prozent zugenommen (2020: 1.237 Delikte). Auch agiere die Szene 
zunehmend gewalttätig und enthemmt. Seehofer verwies dabei auf „Klein- 
gruppen", die heimlich und planvoll ihre Taten begingen. 

Insgesamt wurden 6.632 Delikte erfaßt. „Das ist ein Anstieg um 2,8 Prozent", 
erklärte der Innenminister. Es habe fünf versuchte Tötungsdelikte und mehr 
als 420 Körperverletzungen (plus 19 Prozent) gegeben. 

Angestiegen sind im linksextremistischen Bereich auch die Brandstiftungen, 
deren Zahl um mehr als fünf Prozent auf 173 anwuchs. „Dieser teils deutliche 
Anstieg linksextremistischer Straf- und Gewalttaten setzt eine Entwicklung 
fort, die sich mit zwischenzeitlichen Schwankungen bereits über fast zwanzig 
Jahre vollzieht.“ 

Schwerpunktregionen linksextremer Gewalt seien Leipzig, Berlin und Ham- 
burg. Allerdings gebe es auch in Bayern, Sachsen-Anhalt, Thüringen und 
Nordrhein-Westfalen eine Tendenz zur Radikalisierung. (tw) 

Fordern Sie hier ein kostenloses Leseexemplar des Deutschen Nach- 
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Berlin. Auch wenn sich Bundesinnenminister Seehofer bei der Vorstellung des aktuellen 
Verfassungsschutzberichts für das Jahr 2020 bemühte, „Rechtsextremismus” und 
„Antisemitismus“ als die größten Bedrohungen für den inneren Frieden in Deutschland 
hinzustellen, können auch er und VS-Chef Haldenwang die Augen nicht vor der Realität 
verschließen. Sowohl in absoluten Zahlen als auch qualitativ stellt der Linksextremismus 
nämlich das weit größere Problem dar. 





